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M WegsMagsgllr.
8 . D. „Der Krieg ist so alt wie die Menschheit".

M dieser historischen Wahrheit wird nicht selten ein die
Vernunft und die Humanität geradezu verhöhnender Miß¬
brauch getrieben. Man folgert aus ihr, daß der Krieg
niemals aus der Welt geschafft werden könne. Man muß sich
aber nur seine großen geschichtlichenEntwicklungsphasen ver¬
gegenwärtigen, um die Willkürlichkeit und Unhaltbarkeit dieser
Folgerung zu erkennen. Der Krieg hat seine Wurzel in
dem Interessengegensatz, der zunächst von Mensch zu Mensch,
unter einzelnen Menschen sich geltend machte und physisch
im Zweikampfe zum Durchbruch kam. Kampf ums Dasein
ist die ältesce Ursache des Krieges. Um die Bedingungen
und die Mittel des Lebens entbrannte zuerst der blutige
Kampf. Des Menschen Todfeind war der Mensch, als er
noch im Zustands der Barbarei sich befand. Die Verhält¬
nisse von Mensch zu Mensch gestalteten sich nach dem Rechte
des Stärkeren. Mit der Notwehr verbanden sich mächtig
wirkende Leidenschaft und Begehrlichkeit, der gewalttätige
Raub, das Streben nach Besitz und Herrschaft. Die Eigen»
tumsfrage entstand und machte sich geltend.

Mit dem Dichterwerden der Bevölkerung und infolge
ihrer Ausbreitung wurde das Vesitzergreifen unmöglich, ohne
das Besitztum, das ein anderer bereits erworben hatte, zu
stören, oder seiner Absicht, Besitz zu erwerben, entgegen-
zutteten. Das Besitzergreifen konnte nicht mehr ohne starke
Kollisionen vor sich gehen; es verwandelte sich in Raub.

Als die einzelnen Familiengruppen zu Volksstämmen
Md diese durch die Erkenntnis gemeinsamen Interesses fest-
gegliedert wurden, kam System in das Raubwesen; es gab
planmäßigeRaubzüge, Plünderungs- und Zerstörungskriege.

Es vollzog sich die Bildung des Urstaates, der insoweit
als die erste Friedensstiftung ackZUsehen ist, als er seinen
eigenen Bürgern das Recht des Daseins in ihren Wechsel-
ssitigen Beziehungen gewährte. Aber der Nachbarbezirk war
das Land des Todfeindes, der bekriegt werden mußte.

Die Völker wendeten sich der Eroberung zu. Man
began, in fremdes Gebiet einzudringen und sich desselben zu
bemächtigen zum Zwecke dauernder Niederlassung und um
es zu beherrschen, wobei zunächst nur wirtschaftliche Motive
in Betracht kamen. Bei höher zivilisierten Staaten aber
überwogen in der Eroberung politische Motive die wirt¬
schaftlichen. Es galt dabei der Erweiterung der Staats¬
macht, der Ausbreitungder Herrschaft, der Befriedigung der
Herrschsucht. Die Völker wurden Parteien, deren Glieder
auf jeder Seite in einer gewissen politischen Vereinbarung
sind, oder eine politische Zwangsorganisation bilden. Der
Krieg wurde eine öffentliche Staatshandlung, die bei freien
Völkern abhängig ist üon der freien Entschließung der Bürger
oder ihrer berufenen Vertreter, bei unfreien von der Willkür
despotischer Gewalthaber, von denen viele den Krieg führten,
um die „Weltherrschaft" zu erringen. Im Altertum be¬
trachtete ein Volk das andere als seinen natürlichen Feind.
Und doch kam schon frühe in erleuchteten Geistern der
Gedanke eines dauernden Friedenszuftandesauf.

Später, im Mittelalter, bewirkten die Herrschafts-
interessen der Kirche, der religiöse Wahn, neben den politi¬
schen Interessen der weltlichenMachthaber oder in Ver¬
bindung mit diesen viele Kriege. In der neueren Zeit
waren es hauptsächlich mit die auf ein förmliches Welt-
Handelsmonopol gerichteten wirtschaftlichen Interessen der
seefahrenden Nationen, neben den kolonialpolitischen Unter¬
nehmungen, die zu Kriegen führten.

Worin die Kriegsursachen und Kriegsgefahren unserer
3eit liegen, darüber sind unsere Leser wohl ausreichend
unterrichtet, um überzeugt zu sein, daß diese Ursachen und
Gefahren nicht mit „unabwendbarer Notwendigkeit" ge-
geben sind, daß sie vielmehr überwunden werden können
und müssen. Unmöglich kann man, ohne der Vernunft und
der Gesetze der Kulturentwicklung zu spotten, annehmen, daß

zum Kriege drängenden und ihn rechtfertigenden und
verherrlichenden Interessen und Anschauungen dauernd stärker
seien, als diejenigen, welche aus die Sicherung des Völker-
kriedens gerichtet sind.

Zur Rechtfertigungund Verherrlichung hat ja lange
Zeiträume hindurch auch die Gottheit dienen müssen, die
ver Mensch nach seinem eigenen Wesen sich geschaffen. Wer
glaubt heute noch an das religiös-politische Dogma von der
»unantastbaren göttlichen Weltordnung", an die Lehre der
Theologen, daß die Kriege eine „Schickung der göttlichen
Vorsehung" sind? Ihrer sind gewiß nur noch verhältnis¬
mäßig wenige, während es allerdings noch viele gibt, die
wesen Glauben heucheln, um sich so in der denkbar ein¬
fachsten und bequemsten Weise mit dem Kriege abzufinden
und ihre Absicht, nichts gegen dieses Unheil unternehmen
SU wollen, zu bemänteln. Denn, „was Gott schickt", das

„muß" nach der Lehre der Theologen der Mensch nicht nur
geduldig, sondern sogar dankbar ertragen.

Heute nehmen die Kriegsfanatiker und -Hetzer vornehm¬
lich den „Patriotismus", die „nationalen Interessen", die
„nationale Ehre" zum Vorwand für ihr schändlichesTreiben.
Weshalb berufen sie sich nicht auch auf die Lehren ihrer
Vorgänger, deren besonders Deutschlandja so viele auf¬
zuweisen hat? Es ist sehr charakteristisch, daß gerade in
der Friedensperiode, die dem Sturze Napoleons I .-folgte,
sich eine den Krieg grundsätzlichbilligende und verherrlichende
Richtung hervortat. Und zwar fast nur in Deutschland und
hier besonders in Preußen. Zwar hatten die Monarchen,
welche die „heilige Allianz" begründeten, als „Delegierte der
Vorsehung" auftretend, sich im Artikel VI dieses Bündnisses
feierlich zur „Beglückung der Völker" durch Liebe, Gerechtig¬
keit und Frieden bekannt. Das war eine der tollsten
Heucheleien des monarchischen Interesses, die die Welt
jemals erlebt hat. Fromme Diener dieser„Delegierten der
Vorsehung", Eiferer des Legitimismus, zeterten über die
„Verderbnis der Menschheit" und riefen den Krieg als
„göttliches Strafgericht" geradezu herbei. Napoleon be¬
handelten sie als „Werkzeug Gottes", der solch ein Straf¬
gericht vollzogen, und sie feierten ihn als „Bändiger der
Revolution", der „die! Atmosphäre Europas von den ver¬
derblichen Dünsten der Freiheitsbestrebungen" gereinigt.
Der protestantische Historiker Leo, der noch in seinem hohen
Alter, 1863, in Anerkennungseiner „Verdienste" vom
preußischenKönige zum lebenslänglichenMitglieds des
Herrenhauses„erhoben" wurde, verkündete die infame Lehre,
daß der Krieg gewissermaßen als „welthistorische Hygiene"
zur „Ausrottung des skrophulösen Gesindels" und der Ve-
völkerungsüberschüsseein notwendiger Volksaderlaß sei. Dazu
kamen in der Literatur die Romantiker, denen der Friede
als unpraktisch, spießbü rgerlich und  langweiligerschien. End¬
lich leisteten die „MenschWspädagogen" der sogenannten
Geschichtsphilosophie, Hegel, Trendelenburgu. a. auch das
ihrige, indem sie lehrten, daß der Krieg den „Beruf" übe,
Lehrmeister zu sein für die größten Tugenden menschlicher
Selbstaufopferung, edelster Vaterlandsliebe, strenger Zucht
und eisernen Gehorsams. Ihnen folgten dann manch andere
in akademischer Freiheit dressierte Kasernengrister.

Man würde sich sehr täuschen mit der Annahme, daß
alle die hier erwähnten, den Krieg rechtfertigenden und ver¬
herrlichenden Tendenzen überwundensind. Das ist durch¬
aus nicht der Fall ; sie wuchern immer noch fort. Im
Wesen des Berufssoldatentumsist es begründet, daß dieses
Element eifrigst der Pflege des kriegerischen Geistes ganz
in dem Sinne der vorerwähnten philosophischen„Mensch¬
heitspädagogen" obliegt. Es ist bemüht, in den Massen
der Pflichtsoldaten die Liebe zum Krieg, die Sehnsucht nach
kriegerischen Taten zu entzünden, eine Pädagogik, die in
den Kriegervereinen ihre Fortsetzung findet. Schon oft haben
hohe Militärs in Wort und Schrift ganz offen nicht nur
diesen Geist, sondern sogar dem Wunsch Ausdruck gegeben,
daß es bald zum Kriege kommen möge. Hier nur ein
Beispiel von vielen. In der Wochenbeilage zur „Deutschen
Tageszeitung" schrieb vor zehn Jahren ein Offizier:

„Schwer drückt nun der von allen gesegnete dreißig¬
jährige Friede auf dem deutschen Heere, jener mächtigen
Organisation, die, im Lause der Jahre ins Riesenhafte ge¬
wachsen, trotz sorgsamster Pflege und Ausbildung an dem
Uebel krankt, daß alle ihre Uebungen und Ausbildungen
einem EXempel gleichen, an dem die Probe nicht gemacht
werden kann und dessen Richtigkeit deshalb in Zweifel ge¬
zogen werden darf. Dreißig Jahre Frieden sind zu allen
Zeiten ein Verhängnis, häufig ein Capua für ein großes
Heer geworden."

Jetzt haben'wir schon vierzig Jahre Frieden, sr^o ist
das „Verhängnis" für unser Heer noch schlimmer, als vor
zehn'.Jahren.

Speziell nur im Interesse des Heeres, d. h. des Berufs¬
soldatentums, damit es seinen kriegerischen Beruf erfüllen
kann, wird hier der Krieg herbeigewünscht, womit man die
so oft aufgestellteabsurde Behauptung vergleichen möge,
daß das Heer und seine stetige Verstärkung der „Erhaltung
des Friedens" diene.

Auch die Schule hat man in den Dienst der Kriegs¬
pädagogik gestellt. Was da an Verherrlichungdes blut¬
triefenden ScheusalsK?kg, besonders in den ersten Zeiten
nach dem deutsch-französischen Krieg 1870/71, sowie an
Aufstachelung des Nationaldünkelsund an „patriotischer"
Verhetzung geleistet worden ist, muß geradezu als ein Ver¬
brechen gegen Vernunft und Humanität qualifiziert werden.

Noch eine andere Tendenz liegt in der Kriegspädogogik,
eine sogenannte ordnungspolitische. Wie fanatische Feinde
der großen Kulturbewegungder Arbeiterklasse den Krieg
gegen den „inneren Feind", den Bürgerkrieg, provozieren
möchten, um diese Bewegung im Blute des Proletariats zu

ersticken— so möchten sie zu demselben Zwecke den Völker¬
krieg entzünden als eine Art internationalenStrafgerichts
über die „Ilmsturzpartei". Eine „Blut- und Eisenkur"
möchten sie anwenden gegen den internationalen Sozialismus.
Aber wenn ihnen der Versuch gelänge, sie würden ganz ge¬
wiß va banqus spielen und nicht die Gewinner sein!

Davon dürfen wir überzeugt sein, daß schließlich doch
die Kultur- und Humanitätspädagogiksiegen wird über die
Kriegspädagogik.

Männer und Frauen der arbeitenden Klassen, verstärkt
in den nächsten Tagen bei den von der Sozialdemokratie
veranstaltetenFriedensdemonstrationendie Bürgschaft für
diesen Sieg!

Rüstringen, 16. August.
Zttm Marokkokonstitt.

Herr v. Kiderlen-Wächter und Herr Cambon hatten
bereits am Montag wieder eine Besprechung. Dann dampfte
von Kiderlen-Wächter nach Wilhelmshöhe zum Vortrag beim
Kaiser. — In Paris verlautet, die französische Regierung
werde eine offizielle Mitteilung über den Stand der Marokko¬
verhandlungenmachen. Der „Petit Parisien" kann dem¬
gegenüber jedoch Mitteilen, daß nach seinen Informationen
die Behauptung unrichtig ist, die deutsch-französischen Kon¬
ferenzen seien dem Abschlüsse nahe und nur noch einige
Einzelheitenwären zu regeln. In Wirklichkeit haben die
seit drei Monaten geführten Verhandlungenkeine großen
Fortschritte gemacht.

Deutsche Blätter berichten, daß auf dem bevorstehenden
Kaiser-Diner in Wilhelmshöhedas Resultat der Verhand¬
lungen den in Sehnsucht harrenden Untertanenkundgetan
werden Mid.

Gegen das kürzlich erfolgte Säbelrasselndes englischen
Ministers Lloyd-George ziehen jetzt bedeutendeenglische
Blätter zu Felde.

Ein „ernster Zwischenfall" soll zwischen der deutschen
und der französischen Negierung jetzt beigelegt worden sein.
Versehentlich ist auf französischem Boden ein für den Kreuzer
„Berlin" bestimmter Postbeutel geöffnet worden. Die Sache
hat das Reichspostamt in der Hand.

^ Wucherzölle als Wahlparole.
Mit Echt weisen die „Berliner Politische Nachrichten"

darauf hin, daß im bevorstehenden Wahlkampf die Handels¬
und Wirtschaftspolitik eine große Rolle spielen wird. Das
Blatt behauptet nun, daß die Gegner der Schutzzollpolitik
die Meinung verbreiten, als habe gegenwärtig die Frage
des Schutzzolles oder Freihandels keine wesentliche Bedeutung.
Demgegenüber wird betont:

„Das gerade Gegenteil ist der Fall. Ja , es darf
sogar behauptet werden, daß die Handels- und Wirtschafts¬
politik bei den nächsten Reichstagswahlen eine Hauptrolle
spielen wird, und zwar um so mehr, als die Freihändler,
die eingesehen haben, daß sie mit ihrer Forderung nicht
vorwärts kommen, nunmehr die Taktik eingeschlagenhaben,
im Prinzip nicht gegen den Schutzzoll aufzutreten, in der
Tat aber auf seinen Abbau hinzudrängen. Mit anderen
Worten heißt das, daß der Freihandelnicht die völlige,
aber die allmählicheAufhebung des Schutzzolles zu er¬
reichen versucht."

Die „Berliner Politischen Nachrichten", die auf Seite
der Schwer-Jndustrie stehen, halten es unter diesen Umständen
für notwendig, daß vor den Reichstagswahlen völlige Klar¬
heit über diese Gemeinschaft verbreitet wird, und daß alle
diejenigen, die den Schutz der nationalen Arbeit auf der
Grundlage des Zolltarifs von 1902 und der bestehenden
Handelsverträgeaufrecht erhalten wissen wollen, gegen diese
Koalition Front machen. . . Bei den Reichstagswahlen
muß von der Mehrheit der deutschen Bevölkerung, die den
besten Beweis für die Richtigkeitder bisherigen Handels¬
und Wirtschaftspolitik in dem Aufblühen des Wohlstandes
des Deutschen Reiches sieht, diesen Bestrebungen die richtige
Abfertigung erteilt werden.

Die Scharfmacher im trauten Bunde mit den Junkern
richten sich also darauf ein, va danqus zu spielen. Mit
dem Stichwort: Schutz der nationalen Arbeit — in diesem
Zusammenhang eine ungeheure Lüge — gedenken sie die
Wählermassen für sich in Bewegung setzen zu können. Der
mit dem Wucherzolltarif von 1902 inaugurierte„Schutz der
nationalen Arbeit" hat den Schlotbaronenund den Kraut¬
junkern enorme Vorteile gebracht, die Lage der großen
Masse des Volkes, nicht nur der Arbeiter, sondern auch der
Beamten und des so viel umschwärmten Mittelstandes, ist
erheblich schwieriger geworden. Diese Art des Schutzes der
nationalen Arbeit hat aber auch keineswegs der Industrie





in ihrer Gesamtheit genützt , denn die verarbeitende Industrie
hat einerseits unter den gesteigerten Preisen für Rohmaterialien,
andererseits unter den erheblich verschlechterten Handels¬
verträgen schwer ZU leiden gehabt . Die Berichte vieler
Handelskammern sprechen in dieser Hinsicht eine nicht miß-
ZUverstehende Sprache . Logischerweise kann demnach nicht
einmal dte deutsche Industrie in ihrer Gesamtheit auf den
Boden dieses „ Schutzes der nationalen Arbeit " treten . Die
Arbeiterschaft ganz besonders aber mutz und wird dem
unerhörten Schwindel , der hier wieder einmal aufgesteckt
werden soll , mit aller Energie entgegentreten , denn sie ist es,
auf deren Kosten dte Vertreter des Prozentpatriotismus
sich noch mehr bereichern wollen.

Das Programm des „»re,reu Hausabnndes ".
Der „ neue Hansabund " hat sich unter dem Namen:

„Niederrheinisch -westfälische Bezirksgruppe für Gewerbe,
Handel und Industrie " am Montag in Essen konstituiert.
Der Sachwalter der Scharfmacher , Syndikus Hirsch , hielt
die Programmrede , die in der Hauptsache aus einer wüsten
Hetze gegen die Sozialdemokratie bestand . „ Wenn man
die Sozialdemokratie mit Erfolg bekämpfen will , so wird
man fester zufassen müssen, " meinte Herr Hirsch , und die
Versammlung spendete ihm dafür lebhaften Beifall . Die
Ziele des neuen Bundes mit dem langen Namen faßte der
Redner dahin zusammen:

Wir wollen uns wenden gegen alle Angriffe und
Schädigungen , welche Gewerbe , Handel und Industrie
bedrohen . Wir wollen vor allem dahin wirken , datz fest-
gehalten wird an der Politik des Schutzes der nationalen
Arbeit in allen Erwerbszweigen , an der Bismarckschen
Wirtschaftspolitik , die sich für unsere Gewerbetätigkeit mit
allen ihren Angehörigen als segensreich erwiesen , die uns
die Durchführung großer nationaler und kultureller Auf¬
gaben ermöglicht , die unsere Gewerbetätigkeit in den
Stand gesetzt hat , die sozialen und öffentlichen Lasten
aller Art , die ihr in so außerordentlichem Umfange auf¬
erlegt sind , zu tragen . Wir wollen keinerlei Abbröckelung
an dem Schutz unserer heimischen Arbeit , weder im System
noch im einzelnen.

Wir wollen eine nachdrückliche Bekämpfung der staats-
und gesellschaftsfeindlichen Sozialdemokratie , dieser schlimm¬
sten Feindin unserer Gewerbetätigkeit wie unseres Bürger¬
tums überhaupt ."

Dem engeren Eeschäftsführenden Ausschuß gehören an
die Herren : E . Kirdorf , Geh . Kommerzienrat (Vorsitzender ) ;
Carl Funke , Geh . Kommerzienrat (stellvertr . Vorsitzender ) ;
Dr . A. Hugenberg , Geh . Finanzrat (stellvertr . Vorsitzender ) ;
Jötten , Banküireklor (Schatzmeister ) ; Hirsch , Handelskammer¬
syndikus (Schriftführer ) und die Herren Otto May , Prokurist,
A . Paßmann , Kommerzienrat , Hugo Stinnes , Bergwerks-
und Reedereibesitzer , Ludwig Möller , Sattlermeister , als
Beisitzer.

Abgesehen von dem biederen Sattlermeister , der ver«
mutlich selbst nicht weiß , wie er in diese Korona gekommen
ist , bedeutet jeder einzelne dieser Namen ein Programm der
verbissensten Reaktion . Die Arbeiterklasse ist sich darüber
klar , wessen sie sich von diesen Leuten zu gewärtigen hat.

Deutsches Reich
Berlin , 16 . August . Im Extraordinarium des

preußischen Eisenbahnetats  für das Jahr 1911 sind
für die Vermehrung und Verbesserung der Vorkehrungen
zur Verhütung von Waldbränden erhebliche Mittel zur Ver¬
fügung gestellt.

Die AusfShrnngsbestimmungen zum preußischen Feuer¬
bestattungsgesetz . Von den zuständigen RessoKs sind die
Ausführungsbestimmungen zum Feuerbestattungsgesetz in¬
zwischen ausgearbeitet worden . Dieselben werden den Re¬
gierungspräsidenten zugehen , sobald das Gesetz die Genehmi¬
gung des Königs erhalten hat und amtlich publiziert wird.
Durch die Ausführungsbestimmungen wird in erster Linie
der Verbleib der Urnen geregelt werden . Durch das Gesetz
selbst ist hierüber keine Bestimmung getroffen . Die Aus¬
führungsbestimmungen werden die Beisetzung der Aschenreste
auch außerhalb von Urnenhallen zulassen , sofern die Behörde
dazu die Genehmigung erteilt . Es wird also beispielsweise
gestattet werden können , daß die Beisetzung in einer Anlage
stattfindet , die sich in einem Privatpark befindet . Außerdem
dürfte vorgeschriebsn werden , daß eine Vermischung von
Aschenresten in einer Urne nicht zulässig ist . Aus der Be¬
zeichnung der Urne muß unzweideutig hervorgehen , um
welche Person es sich handelt . Im Landtag wurden auch
die Bestimmungen über die Genehmigung zum Transport
einer Leiche aus den preußischen Grenzen zum Zwecke der
Feuerbestattung nicht als ausreichend erachtet . Die Aus¬
führungsbestimmungen werden daher über den Transport
von Leichen nach anderen Bundesstaaten weitere Vorschriften
enthalten.

Das Eisenbahnzrntrakamt treibt ungewollte Agitation.
Es hat eine „ Warnung vor ordnungsfeindlichen Flugblättern
und Agitationsschriften " an die Beamten , Hilfsbeamten und
Arbeiter der Eisenbahnverwaltung gerichtet . „ Es werden
neuerdings " , so heißt es darin , „ lebhafte Anstrengungen ge¬
macht , um die Beamten und Arbeiter der Staatseisenbahn¬
verwaltung für die sozialdemokratischen Bestrebungen zu ge¬
winnen . Zu diesem Zwecke werden insbesondere Flugblätter
und periodische Agitationsschriften verbreitet . Vor derartigen
Drucksachen , die das Ziel haben , Unzufriedenheit unter den
Bediensteten zu erregen und das gute Verhältnis Zwischen
der Verwaltung und dem Personal zu stören , wird nach¬
drücklich gewarnt ." Werden Flugblätter und andere ordnungs¬
feindliche Agitationsschriften zur Dienst - oder Arbeitsstelle
mitgebracht oder weitergegeben , so werde dies als Förderung
sozialdemokratischer Bestrebungen angesehen . Diese wie jede
andere Betätigung in dieser Richtung werde die Einleitung
des Disziplinarverfahrens auf Dienstentlassung oder die
Kündigung des Dienstverhältnisses zur Folge haben.

Die Arbeiter und Beamten werden selbstverständlich

äußerste Vorsicht walten lassen ; aber sie werden die Warnung
als eine Schmach für freie Arbeiter empfinden und daher
wissen , was sie außerhalb des Dienstes zu tun haben.

Konservativer KrLmerfang . In Dresden tagte Montag
und Dienstag der Deutsche Zentralverband für Handel und
Gewerbe . Seine angeblich dem Wohl des Mittelstandes
gewidmeten Verhandlungen verschönte di « Anwesenheit eines
Vertreters der konservativen Partei , die den Mittelstand bei
den preußischen Landtagswahlen entrechtet und seine Lage
durch Wuchcrzölle und indirekte Steuern „ verbessert " . Auf
den Breslauer konservativen Abgeordneten Strosser war die
Delegation der Junkerpartei gefallen . Man erwies sich dieser
hohen Ehre würdig , durch eine geradezu widerwärtig wüste
Hetze gegen die Arbeiter -, Beamten - und Offizierskonsum¬
vereine , wie auch Herr Stoßer der innigsten Feindschaft der
Konservativen versicherte . Besonders verdrossen hat es die
Krämer , daß der große Hamburger Konsumverein „ Pro¬
duktion " sich dem vom dortigen Geldsackparlament aus¬
geheckten Steuerausnahmegesetz durch Umbildung in eine
G . m . b. H . entzogen hat . Jetzt fordert man eine pro¬
gressive Umsatzsteuer für alle Kaufläden ohne jede Ausnahme.
Ob sich die geretteten Mittelständler nicht dafür bedanken
werden ? Für die Beamten aber dürfte die Flut von Be¬
leidigungen , die sich auf der Dresdener Tagung gegen sie
ergoß , recht lehrreich sein.

Militärische Störung des Gottesdienstes — straffrei.
In konservativen Blättern wird mitgeteilt , datz die bekannte
Störung des Gottesdienstes in der Charlottenburger Luisen¬
kirche durch Offiziere nunmehr erledigt fei. Die mit der
Untersuchung des Falles beauftragte militärische Behörde
hat herausgefunden , datz der Pastor Kraatz teilweise die
Lehren des Pastors Jatho sich angeeignet und damit den
Glauben an einen persönlichen Gott untergraben hat . Darin
aber war ein Angriff auf den Fahneneid zu erblicken , der
in dem Glauben an den persönlichen Gott wurzelt . Deshalb
wareü die Offiziers im Recht , und es liegt kein Anlaß zu
einem Einschreiten vor . — Eigentlich müßte jetzt der Pfarrer
wegen Untergrabung des Fahneneides vor Gericht gestellt
werden ! Die ganze Angelegenheit hat gewiß dazu bei¬
getragen , datz der Glaube an die Gleichheit vor dem Gesetz
in den weitesten Kreisen wieder tiefe Wurzeln geschlagen hat!

Ein gefürchteter Franzose . Dem ehemaligen natio¬
nalistischen Deputierten und pensionierten Oberstleutnant
Rousset , derzeit Redakteur in Paris , wurde von der deutschen
Behörde untersagt , die Neichslande zu betreten , um der
Einladung der Metzer Gesellschaft Souvenier Lorrain Folge
zu leisten und auf den Schlachtfeldern um Metz Vorträge
zu halten . Rousset ist ein nationalistischer Sch - iftsteller.
Wegen des scharfen Tones seiner Artikel ist schon im vorigen
Jahre sein Ansuchen , den großen deutschen Manövern als
Berichterstatter beiwohnen zu dürfen , abgelehnt worden.

Belgien.
Heber Wahldenwnstrstionen wird aus Brüssel vom

19 . d. Mts . gemeldet : Die angekündigte liberale und sozial¬
demokratische Kundgebung zu gunsten des allgemeinen,
gleichen Wahlrechts und des obligatorischen Schulunterrichts
führte etwa 100000 Personen nach Brüssel . Die Truppen
der Garnison sind konsigniert . Etwa 2000 Gendarmen
sind aus dem Lande zusammengezogen.

Der Demonstrationszug der Liberalen und Sozialisten
dauerte vier Stunden . Im Park St . Gilles hielten 28
liberale und sozialistische Abgeordnete Ansprachen auf fran¬
zösisch und flämisch . Die Teilnehmer der Züge schwuren,
nicht zu raste » , bis das allgemeine und gleiche Stimmrecht
und der obligatorische Schulunterricht bewilligt seien.

England.
Die Unruhen in Liverpool dauern noch fort . Es

liegen folgende Nachrichten vor:
General Mackinnon ist mit 5000 Mann von ver¬

schiedenen Regimentern der ördlichen Grafschaften in Liver¬
pool angekommen.

Die Ausständigen in Liverpool sind durch die Fenster
in die Geschäftsräume der Shipping Federation in der
Ständish Street eingedrungen und haben an verschiedenen
Stellen des Gebäudes Feuer angelegt . Als die Feuerwehr
am Brandort ankam , fand sie die Wasserschläuche durch¬
schnitten vor . Auf Befehl des Gemeinderats von Liverpool
wurden vorgestern abend um 9 Uhr sämtliche Bars und
Restaurationen geschlossen.

Die Unruhen in der Nacht zum Dienstag wurden aus¬
schließlich von den unsauberen Elementen eines der schlimmsten
Quartiere hervorgerufen und hatten ihren Ausgangspunkt
in der Verhaftung eines Mannes , Ganboc , der wegen Be¬
leidigung einer Frau festgenommen worden war und den
seine Freunds befreien wollten , worauf dann die Menge
Privathäuser zu plündern und zu zerstören suchte . Als
Militär requiriert worden war und dieses mit ausgepflanztem
Bajonett vorging , und Schreckschüsse abgab , wurde gegen
2 Uhr nachts die Ordnung wiederhergestellt . Zwei Sol¬
daten wurden schwer verletzt ; viele Schutzleute und Ruhe¬
störer wurden leichter verletzt.

Das Ausstandskomitee hat den Generalstreik für sämt¬
liche Transportarbeiter , einschließlich der Eisenbahnangestellten,
verkündet.

Die Behörden von Birkenhead haben um die Ent¬
sendung von Truppen gebeten . In London hat eine Zu¬
sammenkunft der Leiter der großen Eisenbahngesellschaften
stattgefunden . In der Versammlung herrschte die einmütige
Auffassung , allen Forderungen der Eisenbahner , die darauf
abzielen , den Vertrag , unter dem - ie Leute jetzt arbeiten,
aufzuheben , Widerstand zu leisten . Dis Gesellschaften sind
diesen Vertrag eingegangcn auf Ersuchen des Handelsamtes,
und es herrschte die Meinung , datz das Amt nötigenfalls
strenge Maßnahmen ergreifen sollte , die Arbeiter zu zwingen,
ihren Vertragsverpflichtungen nachzukommen.

Portugal.
Die Nationalversammlung hat einen Kommissions¬

antrag angenommen , der sich für die Wählbarkeit der

jetzigen Minister für die Präsidentschaft der Republik »,,«
spricht.

Amerika.

Ein Schiedsgerichtsvertrag zwischen den Vereinia«.
Staaten und dem Deutschen Reich ist dem Abschluß «ak?
Die Schwierigkeiten , die sich dem Plane , mit mehreren
Staaten solche Verträge abzufchließen , entgegenstellten solle»
überwunden sein ; doch ist der Präsident Taft mit dem
Senat darüber in Uneinigkeit geraten . Folgende Melduna
aus Washington läßt darauf schließen : Präsident Taft ent-
schloß sich, die Ratifikation der Schiedsgerichtsverträge gegen'-
wärtig nicht in einer außerordentlichen Tagung zu betreiben'
da er einfah , der Versuch , den Senat jetzt verhandeln , »
lassen , könnte eine lange Debatte und schließlich eine An-
nähme der Verträge in geänderter Form herbeiführen . Der
Präsident ist der Ansicht , daß zahlreiche Senatoren an seiner
Rede in Mountain Lake Anstoß nehmen , in welcher er das
Land aufforderte , den moralischen Einfluß dazu zu verwenden
den Senat zur Ratifizierung der Verträge zu veranlassen .'
Um nicht auch andere zu entfremden , hat Taft , wie
meldet wird , sich entschlossen , den Kampf um die Schiede-
gerichtsverträge jetzt nicht auszunehmen.

Japan.
Eine „ Genossenschaft für Spionage " in Japan . Wn

lesen in der „ Frkf . Ztg ." . Die „ Agence d'EXtreme -Orient"
in Brüssel veröffentlicht im Wortlaut rin japanisches Geheim¬
dokument , das die Gründung einer japanischen Geuossenschft
für Spionage enthüllt . In der Einleitung besagt das
Dokument u . a ., daß mit der Annexion Formosas und
Koreas die nationale Entwickelung Japans ihren Höhenpunkt
noch nicht erreicht habe . Japan müsse danach trachte », seinen
Einfluß über den gesamten asiatischen Kontinent auszubreiten.
China , Indien , Siam , Jndochina , Birma böten ein weites
Feld der Tätigkeit . Es heißt dann weiter : In allen
wichtigen Städten dieser Länder sollen daher Bureaus der
Genossenschaft errichtet werden . Das Hauptbureau wird in
Peking eingerichtet und zwar vorerst in der japanischen
Gesandschaft . Zweigniederlassungen werden errichtet in der
Mandschurei und der inneren und äußeren Mongolei , in
Tibet , Setschwan , Jünan , Kwantung , Birma , Jndochina,
Siam und Indien . Die für die innere Mongolei bestimmte
Niederlassung der Genossenschaft ist dem geheimen Dienst
des Kriegsministeriums unterstellt . Dem Namen nach soll
die Genossenschaft sich mit der Einleitung von Handels-
beziehnngen und dem Studium der Gebräuche und Traditionen
der Völker befassen , in Wirklichkeit aber soll sie dem General¬
stab unterstehen und diesen mit Informationen über mili¬
tärische , diplomatische , politische und strategische Einzelheiten
in den betreffenden Ländern versehen . Das Ministerium
hebt infolge der Gründung der Genossenschaft die hierdurch
überflüssig gewordenen sogenannten Touristenagenten , die
bisher als Spione dienten , auf . Die Offiziere des aktiven
Dienstes und der Reserve , Inspektoren und Personen , die
bereits in der Fremde sich aufgehalten haben und die Länder
und Sprachen kennen , werden als am geeignetsten für die

? Dienste der neuen Genossenschaft angesehen . Die Miiitär-
personen , die in die Genossenschaft eingereiht werden , legen
ihre Uniform ab und lassen sich an den Stellen , wohin sie
gewiesen worden sind , als Geschäftsleute nieder . Die
Genossenschaft verfügt einstweilen über einen Betrag von
einer Million Pen.

Das von der „Agence d 'Extrsme -Orkent " wiedergegebens
Dokument wurde jedem japanischen Konsul in China , Jndo¬
china , Siam , Birma und Indien zugesandt . Die „Agence
d 'Exiröme -Orient " erklärt , daß sie für die Echtheit des
Dokumentes durchaus einstehe.

Kleine politische Nachrichten . Den nächsten Reichstag soll
auch eine Vorlage beschäftigen , durch welche die Gebühren
der Rechtsanwälte  erhöht werden sollen. — Die Bahn¬
steige  auf den preußischen Bahnen sollen allgemein erhöht
werden , um ein bequemeres Ein - und Aussteigen aus den Wagen
zu ermöglichen . — In Br eslau  ist der Chemiker und Universitats-
prosessor Ladenburg gestorben . — Der französische Marineminister
Delcassö  ist in Aix les Fermes in Süd -Frankreich bedenklich
erkrankt . Er leidet an einem Geschwür in der Mundhöhle . — 2m
Winzerprozeß von Douai  fällten die Geschworenen das
Urteil über etwa 30 Winzer , die wegen der Unruhen im Marne¬
gebiet angeklagt waren . Sechs Angeklagte wurden zu Gefängnis¬
strafen in der Dauer von einem Monat bis zu vier Jahren ver¬
urteilt . Die übrigen wurden freigelprochen . — In Lond  o n HM
eine Zusammenkunft französischer und englischer Gewerkschaftler
stattgefiinden , wobei gegen den Krieg demonstriert wurde . -Die
Wahl eines Präsidenten  der Republik Portugal soll am
19. August stattfiuden . — Das englische U n t e r h a u s ym
ein Gesetz über die internationale Vereinbarung betreffend das
Rettnngswesen bei Zusammenstößen von Segelschiffen angenommen.
— Als Präsident der Republik Haiti  ist der General Lekomp
gewählt worden.

Zur ol-enburgischen LaMagswahl.
Der Kuhhandel zwischen den Agrariern und dem

grundsatzlosen Schmock liberaler Kirchturms - und Interessen-
Politiker im Süden des Fürstentums Lübeck ist perfekt ge¬
worden . Die neulich gemeldete Versammlung in Schwartau
hat stattgefunden — etwa 90 Personen waren daran be¬
teiligt — und hat als Kandidaten aufgestellt den Agrarier
Franke und den Lehrer Voß . Der Ehrgeizige hat gesieg-
Sein Konkurrent , Lehrer Eraage , der . wie er selbst sagte,
weiter rechts stehe als Voß , und der in Oldenburg währen
der letzten Landtagstagung den Kuhhandel für die bevor¬
stehende Wahl schon begonnen hat , ist dabei unterlegen-
In der Versammlung sind sich beide arg in die Haare ge¬
raten . Bei Herrn Voß muß sich schon ein maßloser EhrgeH
entwickelt haben , sonst würde er sich nicht zu der Anschauung
heruntergemausert haben , er müsse mit den Agrariern »N
sonstigen Reaktionären zusammen verhindern , daß ?nie
Sozialdemokraten gewählt werden . Wie Hohn klingt e,
wenn er in der Versammlung sagte , er stehe inbezug
die Schule und das Wahlgesetz auf dem liberalen Programm,
in allen anderen Punkten gehe er mit dem grundsatzlon
Schmock oder mit den Agrariern . Die Schul - und AM
rechtsfragen sind vorläufig erledigt und gibt es u!
zwischen Voß und MüUer -Nutzhorn nichts mehr trennende -
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